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Anfrage Nr. 190 

der Fraktion der Deutschen Partei 


betr. Finanzielle Lage des Rundfunksenders 
9,R^dio Bremen”, 


„Radio Bremen” befindet sich seit geraumer Zeit in finanzieller 
Bedrängnis, weil es der Nordwestdeutsche Rundfunk abgelehnt hat, 
die bisher von ihm an „Radio Bremen” entrichteten Zuschüsse 
in der gleichen Höhe weiter zu bezahlen. Obwohl der Personal- 
und der technische Bestand des Senders Bremen bereits weitgehend 
eingeschränkt ist, ist die Leitung dieses Senders gezwungen, in 
Kürze weitere Entlassungen und Programmeinschränkungen vor- 
zunehmen, wenn der Sender nicht Finanzzuschüsse erhält. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

List der Bundesregierung bekannt, daß sich die gesamte Hörer- 
schaft von „Radio Bremen” in zahlreichen Erklärungen und 
Resolutionen bereiterklärt hat, ihre Hörergebühren - die jetzt 
dem Nord westdeiitftohen Runfifmik ziifließen - an Radio Bremen 
zu entrichten? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Nordwestdeutsche 
Rundfunk, der gegenwärtig auch die im Gebiet der Oberpost- 
direktion Bremen anfallenden Hörergebühren für sich in Anspruch 
nimmt und dessen Einnahmen sich auf das 25fache dessen stellen, 
was „Radio Bremen” einnimmt, es abgelehnt hat, dem Bremer 
Sender ausreichende Hilfe zu gewähren? 

3. Hat die ßundesres^ierung die Absicht, trotz der formal fehlenden 
Zuständigkeit, mit den dafür verantwortlichen Persönlichkeiten 
der beiden nordwestdeutschen Rundfunksender zu verhandeln, 
um zu sichern, daß die Existenz des ungewöhnlich beliebten 
und um die Pflege des niederdeutschen Kulturguts verdienten 
Senders in Bremen gewährleistet wird? 

4. Hat die Bundesregierung die Absicht, bei der Fertigstellung des 
vom Herrn Bundesminister des Innern angekündigten Bundes- 
rundfunkgesetzes dafür Sorge zu tragen, daß jedem Rundfunk- 
sender mindestens die Hörergebühren zufließen, die im Gebiet 
der jeweiligen Oberpostdirektion aufkomm en? 


Bonn, den 23. Mai 1951 


Dr. Mühlenfeld und Fraktion 
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